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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im März:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
12.03.
15.03.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
12.03.
15.03.
keine Schonfrist

Einkommensteuer
12.03.
15.03.
keine Schonfrist

Körperschaftsteuer
12.03.
15.03.
keine Schonfrist 

Hinweis:

Zahlungen per Scheck gelten ab dem 1.1.2007 erst am 3. Tag nach dessen Eingang beim Finanzamt als geleistet. Bitte achten Sie daher auf eine rechtzeitige Übergabe oder Einsendung, um Säumniszuschläge zu vermeiden.  

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge im März: 


   Fälligkeit


für den Monat März 
28.03.

Hinweis: 

Ab 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der zu zahlende Betrag für den laufenden Monat kann in Höhe des Betrages des Vormonats geschätzt werden.

2. Bundesverfassungsgericht: Vermögensbewertung verfassungswidrig!

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 7.11.2006, der am 31.1.2007 veröffentlicht wurde, entschieden, dass das derzeit geltende Bewertungsgesetz als Grundlage für das Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz verfassungswidrig ist. Die Bewertung der unterschiedlichen Vermögensarten (land- und forstwirtschaftliches Vermögen, Betriebsvermögen, Anteile an Kapitalgesellschaften und Immobilienvermögen) muss einheitlich am gemeinen Wert (entspricht in etwa dem Verkehrswert) ausgerichtet werden. 

Das Gericht räumt dem Gesetzgeber jedoch auch die Möglichkeit ein, aus Gemeinwohlerwägungen bestimmte Vermögensarten in einem zweiten Schritt günstiger zu besteuern, z.B. über Verschonungsregeln und/oder differenzierte Steuersätze. Er wird aufgefordert, bis zum 31.12.2008 eine Neuregelung der Bewertungsvorschriften vorzulegen. 

Nun wird das sich bereits im Gesetzgebungsverfahren befindliche „Gesetz zur Sicherung der Unternehmensnachfolge“ weiter betrieben werden können. Ob dies jedoch in unveränderter Form erfolgt, ist dabei im Moment völlig offen. Die Steuerstundung und der jährliche Erlass der Erbschaft- und Schenkungsteuer bei unveränderter Betriebsfortführung scheinen den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes aber wohl zu genügen.

Für fast alle Vermögensbesitzer bedeutet das Urteil, dass ihr Vermögen in Zukunft grundsätzlich höher bewertet wird und es damit trotz möglicher Verschonungsregelungen tendenziell zu einer höheren Erbschaft- oder Schenkungsteuer kommen kann. 

Am Tag nach der Veröffentlichung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes tagten bereits die Finanzminister der Länder. Hier war zu vernehmen, dass das „Gesetz zur Erleichterung der Unternehmensnachfolge“ nun zügig umgesetzt werden soll, so dass ein Inkrafttreten zum 1.7.2007 möglich ist. Für Übertragungen im ersten Halbjahr 2007 soll ein Wahlrecht bestehen, das bis dahin gültige oder das neue Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht anzuwenden. 

Hinsichtlich einer neuen Bewertung soll ein entsprechender Gesetzesentwurf in den nächsten 6 Monaten vorgelegt werden. Möglicherweise ist daher bereits vor dem 31.12.2008 mit einer höheren Bewertung zu rechnen, insbesondere auch zur Gegenfinanzierung des o.g. „Gesetzes zur Erleichterung der Unternehmensnachfolge“. Wie eine allgemein anwendbare Verkehrswertermittlung für die unterschiedlichen Vermögensarten aber konkret erfolgen könnte, ist zur Zeit unklar. 

Hinweis:

Grundsätzlich sollten daher Vermögensübertragungen, die ohnehin in nächster Zeit anstehen, überlegt und vorbereitet werden. Da das Verfassungsgericht eine Übergangsfrist bis zum 31.12.2008 einräumt, sollte nichts überstürzt werden. Möglicherweise kommt es auch gar nicht zu höheren Steuerbelastungen, wenn die Übertragung unter die Begünstigungen des neuen o.g. „Gesetzes zur Sicherung der Unternehmensnachfolge“ fällt, das voraussichtlich Mitte des Jahres in Kraft treten wird. Dies gilt insbesondere für aktiv geführte Unternehmen, nicht jedoch für vermietetes oder verpachtetes Immobilien- oder Betriebsvermögen. Lassen Sie sich jetzt von uns beraten. 

Quelle: BVerfG-Beschluss vom 7. November 2006, 1 BvL 10/02, www.bundesverfassungsgericht.de
3.  Bundesfinanzministerium legt Entwurf zur Unternehmenssteuerreform vor

Nach dem bereits im Herbst vergangenen Jahres vorgelegten Eckpunktepapier wurde Anfang Februar der dazugehörende Gesetzentwurf vorgestellt. Der "Entwurf eines Unternehmensteuerreformgesetzes 2008", in dessen Mittelpunkt die Senkung der Unternehmensteuersätze auf unter 30 % steht, soll noch vor der Sommerpause im Bundestag verabschiedet werden, damit er wie geplant am 1.1.2008 in Kraft treten kann. Der vorliegende Referentenentwurf, der auch die ab 2009 geplante Abgeltungssteuer umsetzt, sieht folgende Rahmenbedingungen vor:  

Körperschaftsteuer sinkt von 25 auf 15 %

Erstmals im Veranlagungszeitraum 2008 greift dieser um 10 % gesenkte Steuersatz, der vor allem Deutschland als Wirtschaftsstandort attraktiver machen soll. Die von der Bundesregierung einkalkulierten Steuerausfälle sollen größtenteils durch eine verbreiterte Bemessungsgrundlage auf 5 Mrd. € p.a. begrenzt werden. Werden später die Gewinne an die Anteilseigner z.B. in Form von Dividenden ausgeschüttet, erfolgt eine Nachbelastung beim Anteilseigner mit der Abgeltungssteuer in Höhe von 25 %. 

Hinweis:

Unter Berücksichtigung von Gewerbesteuer und Soli-Zuschlag soll die steuerliche Belastung auf Unternehmensebene auf unter 30 % gehalten werden. Dies gelingt aber nur bei einem Gewerbesteuer-Hebesatz von maximal 400. Der jedoch liegt in allen deutschen Großstädten über dieser Grenze. 

Ob Kapitalgesellschaften künftig durch die Senkung des Körperschaftsteuersatzes günstiger als Personen- und Einzelunternehmen besteuert werden, muss weiterhin anhand der individuellen Gegebenheiten des Einzelfalls geprüft werden. Letztendlich ist dafür die Gesamtsteuerbelastung ausschlaggebend, die die Steuerbelastung des Anteilseigners bzw. Gesellschafters einbezieht.  

Steuerermäßigung für Einzel- und Personenunternehmen 

Um Steuerpflichtige, die ihr Unternehmen nicht in Form einer Kapitalgesellschaft betreiben, in ähnlicher Weise zu entlasten, bekommen sie für jeden Veranlagungszeitraum das Wahlrecht eingeräumt, nicht entnommene Gewinne mit 28,75 % zu versteuern. Das Wahlrecht wird mit Abgabe der Einkommensteuererklärung ausgeübt. Wird der Gewinn später entnommen, ist er mit 25 % nachzuversteuern. Ermäßigt besteuerte Gewinne stehen nicht zur Verlustverrechnung zur Verfügung. 

Der Anrechnungsfaktor der Gewerbesteuer bei der Einkommensteuer wird von 1,8 auf 3,8 angehoben. 

Hinweis:

Die ermäßigte Besteuerung lohnt sich nur dann, wenn sich der persönliche Einkommensteuersatz des Unternehmers im oberen Progressionsbereich befindet und eine Nachversteuerung durch entsprechende Planung weitestgehend umgangen werden kann. 

Investitionsabzugsbetrag für kleine und mittlere Unternehmen

· Bereits jetzt gibt es für Betriebe, die bestimmte Größenmerkmale nicht überschreiten, die Ansparrücklage, die 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten der geplanten Investition beträgt. Ab 2008 wird diese durch einen neuen Investitionsabzugsbetrag ersetzt, der sich in folgenden Punkten von der Ansparrücklage unterscheidet: 

· Maximal können nun 200.000 € pro Betrieb und Wirtschaftsjahr abgezogen werden. 

· Das Wirtschaftsgut kann auch gebraucht sein und muss zu mehr als 50 % betrieblich genutzt werden. 

· Im Jahr der Anschaffung ist der Abzugsbetrag wie bisher gewinnerhöhend hinzuzurechnen. Im Gegenzug können in diesem Jahr 40 % der Anschaffungs- oder Herstellungskosten vom Gewinn abgezogen werden. Die Möglichkeit einer weiteren Sonderabschreibung von 20 % auf Basis der verbleibenden Afa-Bemessungsgrundlage verbleibt. 

· Einnahme-Überschussrechner konnten bislang die Ansparrücklage ohne Begrenzung hinsichtlich ihrer Größenmerkmale anwenden. Bei ihnen darf künftig der Gewinn nicht größer als 100.000 € sein. Für Bilanzierer setzt die Inanspruchnahme ein Betriebsvermögen von maximal 210.000 € bzw. bei Land- und Forstwirten einen Einheitswert von 125.000 € voraus. 

· Wie bisher muss die Investition innerhalb der nächsten beiden Jahre erfolgen. Das soll künftig auch für Existenzgründer gelten. Ohne Investition ist der Abzugsbetrag im Jahr seiner Bildung rückgängig zu machen. Eine Verzinsung in Form eines Gewinnzuschlags unterbleibt. 

Hinweis:

Die im ursprünglichen Eckpunktepapier enthaltene Investitionsrücklage wurde erheblich eingeschränkt. Ein wichtiges Gestaltungsinstrument, nämlich die Gewinnverlagerung in andere Geschäftsjahre, soll künftig auch nicht mehr möglich sein, denn bei nicht erfolgter Investition ändert sich rückwirkend der Gewinn des Jahres, in welchem der Investitionsabzug vorgenommen wurde.

Gewerbesteuerliche Änderungen

Nach den Plänen der Bundesregierung wird die Gewerbesteuer nicht mehr als Betriebsausgabe abziehbar sein. Ebenfalls soll der Staffeltarif für Einzel- und Personenunternehmen abgeschafft und die Gewerbesteuer-Messzahl von 5 % auf 3,5 % gesenkt werden.

Die ursprünglich angestrebte Vereinheitlichung der Bemessungsgrundlagen für die Körperschaft- und Gewerbesteuer wurde nicht erreicht: Zinsen für Darlehen werden wie gehabt für gewerbesteuerliche Zwecke hinzugerechnet, wenn künftig auch einheitlich in Höhe von 25 %. Eine Unterscheidung in Dauerschuldzinsen wird damit entbehrlich. Hinzuzurechnen sind auch die Finanzierungsanteile von Mieten und Pachten einschließlich Leasingraten. An dieser Stelle wird pauschal davon ausgegangen, dass diese 75 % betragen, wenn nicht bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens gemietet werden, sowie 25 % bei beweglichen Wirtschaftsgütern und zeitlich befristeten Lizenzen und Konzessionen. Eine Hinzurechnung kommt aber erst dann zum Zuge, soweit die o.g. Finanzierungsentgelte nicht mehr als 100.000 €  betragen. 

Kürzungen bei der Abschreibung

Die bisherige Möglichkeit, sog. geringwertige Wirtschaftsgüter sofort abzuschreiben, kann nur noch bei Anschaffungskosten von höchstens 60 € (bisher: 410 €) beansprucht werden. Die bisherige 410 €-Grenze können weiterhin all diejenigen Unternehmen anwenden, die die Grenzen für den o.g. Investitionsabzugsbetrag nicht überschreiten. Die degressive Abschreibung von derzeit 30 % soll gänzlich gestrichen werden. 

Verlustabzug beim Mantelkauf wird verschärft

Mit dem Kauf von sog. Firmenmänteln, die hohe Verlustvorträge aufweisen, lassen sich Steuern sparen. Immer wieder hat der Gesetzgeber versucht, dieses Modell gesetzlich einzudämmen. Nach derzeit geltendem Recht muss die Körperschaft, die den vorgetragenen Verlust mit ihrem Einkommen verrechnen will, mit derjenigen Körperschaft wirtschaftlich identisch sein, die ihn auch erwirtschaftet hat. Künftig geht der Verlustabzug anteilig unter, wenn innerhalb von 5 Jahren zwischen 25 und 50 % der Anteile übertragen werden oder es durch eine Kapitalerhöhung zu einer Beteiligungsverschiebung in dieser Höhe kommt. Bei einem mehr als 50 %-igen Eignerwechsel geht der Abzug vollständig verloren.   

Hinweis:

Die Regelungen zum Verlustabzug werden besonders durch die Venture-Capital-Branche kritisiert, die ihre Rentabilität gefährdet sieht. Junge Gründerunternehmen würden in den Anfangsjahren in der Regel Verluste produzieren, die dann über Venture-Capital-Firmen ausgeglichen werden. Die damit verbundenen Barkapitalerhöhungen könnten schnell zu einem Gesellschafterwechsel von über  25 % führen, so die Bedenken der Branchenvertreter.

Weitere Maßnahmen zur Gegenfinanzierung

Durch eine sog. Zinsschranke sollen nur noch diejenigen Zinsen als Betriebsausgabe absetzbar sein, die nicht mehr als 30 % des Gewinns vor Zinsen ausmachen. Der Rest kann vorgetragen werden. Nicht betroffen sind Unternehmen, deren Zinsaufwand saldiert mit dem Zinsertrag weniger als 1 Mio. € beträgt, der Betrieb nicht zu einem Konzern gehört oder nachgewiesen werden kann, dass die Eigenkapitalquote des Betriebs nicht die Konzerneigenkapitalquote unterschreitet. Die bisherigen komplizierten Regelungen zur Gesellschafter-Fremdfinanzierung entfallen damit. 

Über eine Regelung zur Versteuerung von Funktionsverlagerungen verspricht sich der Gesetzgeber, die im Rahmen einer Verlagerung von Geschäfts- und Gewinnchancen ins Ausland transferierten Gewinne in Deutschland versteuern zu können. 

Beide Maßnahmen sollen dazu beitragen, dass Erträge nicht im niedrig besteuerten Ausland sondern in Deutschland besteuert werden.

Abgeltungssteuer
Die Abgeltungssteuer wird am 1.1.2009 eingeführt und gilt u.a. für Zinsen, Dividenden, Veräußerungsgewinne aus privaten Wertpapier- und Terminmarktgeschäften, Erträge aus Investmentfonds und Finanzinnovationen sowie Einnahmen aus nach 2004 abgeschlossenen Kapitallebensversicherungen. Die Abgeltungssteuer wird direkt durch die Bank bzw. den Schuldner der Erträge einbehalten und ans Finanzamt abgeführt. Das derzeit gültige Halbeinkünfteverfahren wird abgeschafft bzw. für im betrieblichen Bereich vereinnahmte Erträge durch ein sog. Teileinkünfteverfahren ersetzt, das einen Ansatz von 60 % vorsieht. Die Abgeltungssteuer beträgt 25 %. Zuzüglich Soli-Zuschlag wird damit eine Gesamtbelastung von 27,8 % erreicht. Die bisher gültige Spekulationsfrist entfällt für alle Wertpapiere, die nach dem 31.12.2008 angeschafft werden. Bei denen wird künftig der Unterschied zwischen Anschaffungs- und Verkaufspreis mit der Abgeltungssteuer belegt. All diese Einkünfte sind künftig Einkünfte aus Kapitalvermögen.

Hinweis:

Bereits vor dem 1.1.2009 angeschaffte Wertpapiere können wie bisher nach einem Jahr Haltedauer steuerfrei veräußert werden, auch wenn der Verkauf nach dem 31.12.2008 durchgeführt wird.

Neu ist, dass tatsächlich anfallende Werbungskosten, wie Fremdkapitalkosten oder Depotgebühren vom Abzug ausgeschlossen sein werden. Abziehbar ist künftig der sog. Sparerpauschbetrag von 801 € (Verheiratete: 1.602 €), der sich aus dem bisherigen Werbungskostenpauschbetrag und dem Sparerfreibetrag zusammensetzt.  

Hinweis:

Werden die Pläne der Bundesregierung in dieser Form umgesetzt, werden Anleger mit hohen Werbungskosten massiv benachteiligt. Wer bspw. für seine kreditfinanzierten Aktien im Jahr 5.000 € Zinsen zahlt, aber nur Dividenden von 10.000 € erhält, muss trotzdem auf die Brutto-Einnahmen die volle Abgeltungssteuer zahlen, obwohl seine tatsächlichen Einkünfte nur 5.000 € betragen. 

Für Grundstücke, geschlossene Immobilienfonds oder sonstige Gegenstände bleibt die bisherige Spekulationsfrist erhalten. Für diese Art von Einkünften gelten die bisherigen Regelungen zu den privaten Veräußerungsgeschäften weiter. 

Verluste, die unter die Neuregelung für Kapitaleinkünfte fallen, können nur noch mit anderen positiven Kapitaleinkünften verrechnet werden. Verbleibende Verluste können nur vorgetragen und innerhalb dieser Einkunftsart ausgeglichen werden. Für Verluste aus privaten Veräußerungsgeschäften, die bis Ende 2008 entstanden sind, gibt es eine Übergangsregel: diese können bis 2013 mit positiven Einkünften aus Kapitalvermögen verrechnet werden. Danach verbleibende Veräußerungsverluste können nur mit anderen Veräußerungsverlusten verrechnet werden. 

Zur Vermeidung von Härten können Steuerpflichtige, deren persönlicher Steuersatz unter 25 % liegt, auch künftig ihre Kapitaleinkünfte individuell veranlagen lassen, damit diese durch den einheitlichen Abgeltungssteuersatz nicht schlechter gestellt werden. Das Wahlrecht kann nur einheitlich für alle Kapitaleinkünfte ausgeübt werden. Auch bei dieser Variante ist kein Werbungskostenabzug vorgesehen. 

Weiterhin geplant ist die Abschaffung des Kontenabrufverfahrens für diejenigen Steuerpflichtigen, die keine staatlichen Transferzahlungen, wie etwa ALG II, erhalten. Ebenso soll die Jahresbescheinigung der Kreditinstitute durch eine neu gestaltete Steuerbescheinigung ersetzt werden.  

Hinweis:

Bis zur endgültigen Verabschiedung muss der Gesetzentwurf noch einen gewissen Weg zurücklegen. Nicht zuletzt die zum Teil harte Kritik aus Politik und Wirtschaft könnte noch zu einigen gravierenden Änderungen führen. Doch unabhängig davon ergeben sich für die Praxis bereits erste Konsequenzen: Ob bspw. ein Personen- oder Einzelunternehmen das Wahlrecht zur Steuerermäßigung ausüben soll, muss im Rahmen einer sorgfältigen Steuer- und Finanzplanung genau geprüft werden, um die Nachteile einer späteren Nachversteuerung zu vermeiden. 

Im privaten Bereich sollten bei einem hohen individuellen Steuersatz Zuflüsse im Bereich des Kapitalvermögens bis 2009 vermieden werden, um von der eventuell geringeren Abgeltungssteuer zu profitieren. Altverluste aus privaten Veräußerungsgeschäften könnte man bewusst dazu verwenden, von 2009 bis 2013 mit Einkünften aus Kapitalvermögen zu verrechnen.  

Lassen Sie sich von uns beraten, welche Vor- und Nachteile sich für Sie durch die Unternehmensteuerreform ergeben und wie diese optimal durch eine individuelle Gestaltung genutzt werden können!

Quelle: Entwurf eines Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 vom 5. Februar 2007, LEXinform Nr. 0173149

4. Neue Pflichtangaben für E-Mails

Seit Beginn des Jahres 2007 sind neue rechtliche Vorschriften in Kraft getreten, wonach für geschäftliche E-Mails die gleichen Angaben verpflichtend werden, wie sie bereits für gewöhnliche Geschäftsbriefe üblich sind. Das bedeutet, dass nun jede nach außen gerichtete E-Mail diese Angaben enthalten muss. Lediglich E-Mails, die im Rahmen einer bestehenden Geschäftsverbindung versandt werden bzw. ausgefüllte Formulare enthalten, mit der Ausnahme von Bestellscheinen, sind von der Verpflichtung ausgenommen.  Betroffen sind davon alle Unternehmen, die im Registergericht eingetragen sind, wie z.B. eine GmbH aber auch eine Genossenschaft.

Rechtliche Grundlage für diese Neuerung ist das Gesetz über elektronische Handels- und Genossenschaftsregister sowie das Unternehmensregister (EHUG). Das Gesetz stellt klar, dass die Pflichtangaben für Geschäftsbriefe nun auch für entsprechende E-Mails gelten.   

Bspw. muss die E-Mail einer GmbH folgende Mindestinformationen enthalten:

· Rechtsform und Sitz der Gesellschaft,

· Registergericht des Sitzes der Gesellschaft und die Handelsregisternummer,

· Geschäftsführer der Gesellschaft mit Vor- und Familiennamen,

· Vor- und Familiennamen des Aufsichtsratsvorsitzenden, sofern die Gesellschaft einen Aufsichtsrat bildet und dieser einen Vorsitzenden hat.  

Genossenschaften müssen statt der Angaben zur Geschäftsführung alle Vorstandsmitglieder mit Namen nennen. 

Hinweis:

Die neuen Regelungen müssen künftig unbedingt beachtet werden, denn bei Missachtung können Sanktionen drohen. So kann das Registergericht Zwangsgelder bis zu einer Höhe von 5.000 € verordnen, wenn den geänderten Vorschriften nicht Folge geleistet wird. Darüber hinaus können auch Abmahnungen erfolgen, wenn der Geschäftsbrief in Form einer E-Mail Formfehler aufweist und damit zu unlauteren Wettbewerbsvorteilen führen kann. 

Quelle: Gesetz über elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unternehmensregister (EHUG) vom 10. November 2006, BGBl. 2006 I S. 2553

5. Bundesregierung stellt Zweites Mittelstandsentlastungsgesetz vor

Nachdem bereits Mitte des Jahres 2006 das erste Mittelstandsentlastungsgesetz verabschiedet wurde, präsentierte die Bundesregierung bereits im Dezember 2006 den Entwurf des Nachfolgegesetzes. Der Referentenentwurf enthält Neuregelungen zu insgesamt 18 unterschiedlichen Bereichen. Dazu gehören folgende wichtige Punkte:

· Die Gewinngrenze für die steuerliche Buchführungspflicht wird von 30.000 € auf 50.000 € angehoben. Bereits durch das erste Mittelstandsentlastungsgesetz sind Unternehmen, die noch nicht handelsrechtlich buchführungspflichtig sind, erst ab einem Umsatz von 500.000 € statt bisher 350.000 € von dieser Pflicht betroffen.

· Existenzgründer werden in den ersten drei Jahren von statistischen Meldungen befreit.

· Zu maximal 3 Statistikmeldungen pro Jahr werden Unternehmen mit weniger als 50 Arbeitnehmern herangezogen. 

· Die vierteljährliche Befragung für die Dienstleistungskonjunkturstatistik soll für rund 33.000 kleinere Dienstleistungsunternehmen entbehrlich werden. 

· GmbH und Co. KGs mussten bislang für zwei Unternehmen IHK-Beitrag zahlen: sowohl für die KG als auch für die GmbH. Künftig wird auf Antrag nur noch der halbe Grundbeitrag festgesetzt, wenn beide Gesellschaften derselben Kammer angehören.

· Bislang erforderliche Anfragen an das Gewerberegister sollen zum Teil entfallen oder werden durch automatisierte Verfahrensabläufe vereinfacht. 

· Grundsätzlich sollen die Bescheinigungen für Kranken-, Verletzten-, Mutterschafts- und Kinderkrankengeld elektronisch abzuwickeln sein.

· Die Betriebsprüfungen der Unfallversicherungsträger werden mit denen der Rentenversicherungsträger zusammengelegt.

· Blindenwerkstätten sollen nicht mehr gefördert werden (Blindenwarenvertriebsgesetz).

Hinweis:

Die Entlastungswirkungen dieses Gesetzes beziffert das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie auf rd. 17 Mio. €, was nach Schätzungen aber nur 0,02 % der jährlichen 80 Mrd. € an Bürokratiekosten ausmacht. 

Inzwischen wurde der Entwurf im Bundeskabinett verabschiedet. Wie gewöhnlich können sich im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfahrens noch Änderungen ergeben, über die wir Sie auf dem Laufenden halten werden. 

Quelle: Entwurf eines Zweiten Gesetzes zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der mittelständischen Wirtschaft, LEXinform Nr. 0173093

6. Umsatzprovision als verdeckte Gewinnausschüttung

Der BFH hat sich erneut zur steuerlichen Behandlung einer umsatzabhängigen Tantieme an Gesellschafter-Geschäftsführer geäußert und sich dabei seiner ständigen Rechtsprechung angeschlossen, dass dabei grundsätzlich eine verdeckte Gewinnausschüttung vorliegt. Verhandelt wurde in einem Fall, in dem der Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH neben seinem Fixgehalt auch eine 5 %-ige Provision vom Netto-Kundenumsatz erhielt. Das Finanzamt wollte diesen Gehaltsteil als verdeckte Gewinnausschüttung qualifizieren. Das Finanzgericht entschied, dass es sich nicht um eine verdeckte Gewinnausschüttung handele, weil die Aufgabenbereiche des Geschäftsführers von denen als Vertriebsmitarbeiter abgrenzbar wären, er ein fixes Grundgehalt erhielt und hinsichtlich der Provision nicht anders behandelt wurde als die übrigen Vertriebsmitarbeiter.  

Dieses Urteil stand teilweise im Widerspruch zur bisher ergangenen Rechtsprechung und wurde schließlich auch im darauf folgenden Revisionsverfahren aufgehoben. Wie der BFH feststellte, stellen an den Gesellschafter-Geschäftsführer gezahlte Umsatzprovisionen regelmäßig verdeckte Gewinnausschüttungen dar. Einem ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsführer kann im Regelfall eine Erfolgsvergütung in Form einer Gewinntantieme gewährt werden. Umsatzbeteiligungen stehen dem Gewinnstreben der Gesellschaft entgegen und sind mit dem Risiko einer Kapitalabsaugung verbunden. Ausnahmen gibt es lediglich dann, wenn sich das Unternehmen in der Aufbauphase befindet. In diesem Fall muss die Umsatztantieme zeitlich und der Höhe nach beschränkt werden. Möglich könne es auch sein, dem allein für den Vertrieb zuständigen Geschäftsführer eine Umsatztantieme zuzusagen. Ist der Geschäftsführer aber auch für den Gesamtbetrieb verantwortlich, erscheine nur eine Gewinntantieme als angebracht.

Hinweis:

Gerade bei beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführern ist die Gefahr sehr groß, dass einzelne Gehaltsbestandteile nachträglich als verdeckte Gewinnausschüttungen qualifiziert werden. Auch Pensionszusagen sind häufig mit steuerlichen Mängeln behaftet. Lassen Sie sich von uns beraten!

Quelle: BFH-Urteil vom 28. Juni 2006, I R 108/05, GmbHR 2006 S. 1339

7. Übersicht über die Sachbezugswerte 2007

In der Sachbezugsverordnung werden die Sachbezugswerte ausgewiesen und jährlich angepasst. Lassen Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern Sachbezüge als Lohnbestandteile zukommen, müssen im Jahr 2007 folgende Werte berücksichtigt werden:

Sachbezugswerte für freie Verpflegung 2007 in €
	Personenkreis
	
	Frühstück


	Mittagessen


	Abendessen


	insgesamt



	Arbeitnehmer
	mtl.
	45,00
	80,00
	80,00
	205,00

	
	ktgl.
	1,50
	2,67
	2,67
	6,83

	Familienangehörige des Arbeitnehmers
	

	     volljährig
	mtl.
	45,00
	80,00
	80,00
	205,00

	
	ktgl.
	1,50
	2,67
	2,67
	6,83

	     bei Vollendung des 14., aber nicht d. 18. Lebensjahrs
	mtl.
	36,00
	64,00
	64,00
	164,00

	
	ktgl.
	1,20
	2,14
	2,14
	5,46

	     bei Vollendung des 7., aber nicht des 14. Lebensjahrs
	mtl.
	18,00
	32,00
	32,00
	82,00

	
	ktgl.
	0,60
	1,07
	1,07
	2,73

	     vor Vollendung des 7. Lebensjahrs
	mtl.
	13,50
	24,00
	24,00
	61,50

	
	ktgl.
	0,45
	0,80
	0,80
	2,05


Die Werte für Familienangehörige sind anzusetzen, wenn die Verpflegung nicht nur dem Beschäftigten, sondern auch seinen nicht bei demselben Arbeitgeber beschäftigten Angehörigen gewährt wird. Sind Ehegatten bei demselben Arbeitgeber beschäftigt, sind die Werte für die Verpflegung der Kinder bei jedem Ehegatten zur Hälfte anzusetzen.

Sachbezug für freie Unterkunft 2007 in €

	
	
	alte Bundesländer und Berlin-West
	neue Bundesländer und Berlin-Ost

	Belegung
	
	Unterkunft allgemein


	Aufnahme in Arbeitgeberhaushalt/ Gemeinschaftsunterkunft


	Unterkunft allgemein


	Aufnahme in Arbeitgeberhaushalt/ Gemeinschaftsunterkunft



	1 volljähriger Arbeitnehmer
	mtl.
	198,00
	168,30
	192,06
	163,25

	
	ktgl.
	6,60
	5,61
	6,40
	5,44

	2 volljährige Arbeitnehmer
	mtl.
	118,80
	89,10
	115,24
	86,43

	
	ktgl.
	3,96
	2,97
	3,84
	2,88

	3 volljährige Arbeitnehmer
	mtl.
	99,00
	69,30
	96,03
	67,22

	
	ktgl.
	3,30
	2,31
	3,20
	2,24

	1 Jugendlicher / Azubi
	mtl.
	168,30
	138,60
	163,25
	134,44

	
	ktgl.
	5,61
	4,62
	5,44
	4,48

	2 Jugendliche / Azubis
	mtl.
	89,10
	59,40
	86,43
	57,62

	
	ktgl.
	2,97
	1,98
	2,88
	1,92

	3 Jugendliche / Azubis
	mtl.
	69,30
	39,60
	67,22
	38,41

	
	ktgl.
	2,31
	1,32
	2,24
	1,28


Der Wert für die Unterkunft wird ab 2008 bundeseinheitlich ausgestaltet. Letztmalig für 2007 gelten für die neuen Bundesländer abgesenkte Unterkunftswerte. 

Eine Aufnahme in den Arbeitgeberhaushalt ist immer dann gegeben, wenn der Arbeitnehmer sowohl in die Wohnungs- als auch in die Verpflegungsgemeinschaft des Arbeitgebers aufgenommen wird. Gemeinschaftsunterkünfte sind z.B. Lehrlings- oder Schwesternwohnheime. Charakteristisch dafür sind Wasch- und Duschräume oder Toiletten, die gemeinschaftlich genutzt werden.

Bei einer Wohnungsüberlassung durch den Arbeitgeber ist als Sachbezug die ortsübliche Miete anzusetzen. Wenn die Ermittlung des ortsüblichen Mietpreises mit außergewöhnlichen Schwierigkeiten verbunden ist, kann er in den alten Bundesländern und Berlin-West mit 3,45 €/m² bzw. in den neuen Bundesländern einschl. Berlin-Ost mit 3,35 €/m² angesetzt werden. Bei einfacher Ausstattung (ohne Sammelheizung oder ohne Bad/Dusche) werden 2,80 €/m² bzw. 2,72 €/m² zu Grunde gelegt.  
Hinweis:

Der Gesamtsachbezugswert beträgt damit in den alten Bundesländern 403,00 € und in den neuen Bundesländern 397,06 €. 

Die neuen Sachbezugswerte sind für Lohnabrechnungen ab Januar 2007 zu berücksichtigen. 

Quelle: Verordnung zur Neuordnung der Regelungen über die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von Zuwendungen des Arbeitgebers als Arbeitsentgelt vom 21. Dezember 2006, BGBl. 2006 I S. 3385

8. BFH klärt Besteuerung von Finanzinnovationen

Zertifikate und innovative Anleihen erfreuen sich bei Kapitalanlegern steigender Beliebtheit. Der Wert dieser noch recht neuen Finanzprodukte hängt oft von der Wertentwicklung von bestimmten Indizes oder Wertpapieren ab. Viele dieser Bankprodukte wurden speziell zur Vermeidung der Steuerpflicht konstruiert. Die Banken deklarieren den Gewinn nicht als steuerpflichtige Zinsen oder ähnliche Ausschüttungen, sondern als Zuwachs auf der privaten Vermögensebene. Dieser Spekulationsgewinn ist dann steuerfrei, wenn die Anlageprodukte erst nach einem Jahr Haltedauer verkauft werden. Umgekehrt soll im Falle des Verlustes dieser mit anderen Gewinnen verrechnet werden, um damit die Steuerlast zu mindern. Der BFH hat sich nun in mehreren Urteilen zur Besteuerung verschiedener Anlageprodukte geäußert und dabei festgestellt, dass nicht alle nach Ablauf der Spekulationsfrist einen steuerfreien Gewinn abwerfen.    

Eines der Urteile wurde über ein Dax-Zertifikat gefällt. Der Ausgabepreis betrug im März 1992 1.775 DM. Nach einer 5-jährigen Laufzeit sollte der Inhaber des Zertifikats den DM-Betrag erhalten, der dem dann aktuellen Dax-Schlussstand entsprach. Mindestens wurde jedoch eine Rückzahlung von 1.775 DM garantiert. Eine zusätzliche Renditegarantie gab es nicht. Bereits nach bisheriger Rechtslage sind die Erträge als Einnahmen aus Kapitalvermögen steuerpflichtig, wenn entweder eine Kapitalrückzahlung oder ein Kapitalertrag (Emissionsrendite) oder beides zugleich zugesichert wird. Wie der BFH nun urteilte, sei die Besteuerung der Dax-Zertifikate mit der sog. Marktrendite sachgerecht. Dabei ist der Unterschied zwischen Ankaufspreis und Verkaufspreis steuerpflichtig. Bei dieser Art von Wertpapieren sei die – steuerbare – Kapitalüberlassung auf Zeit nicht von der Ausnutzung der – traditionell nicht steuerbaren – Ausnutzung der Wertentwicklung abgrenzbar. Dadurch sei es gerechtfertigt, den Kursgewinn aus den Dax-Zertifikaten als steuerbar einzustufen. 

Anders wurde der Verkauf eines Reverse-Floaters beurteilt. Dabei handelt es sich um eine Sonderform von variabel verzinslichen Anleihen, bei denen sich der Zinsertrag gegenläufig zum jeweiligen Referenzzinssatz, wie etwa dem Euribor, entwickelt. Fällt z.B. der Zinssatz, steigt der Zinsertrag des Floaters. Der Kursgewinn sei hier problemlos von der Wertentwicklung der Papiere abgrenzbar und damit sei der Verkauf nach Ablauf der Spekulationsfrist nicht steuerbar. Umgekehrt könne dann aber auch kein Verlust geltend gemacht werden. 

Diese Grundsätze wandte der BFH auch im Fall an, bei denen Argentinien-Anleihen mit Verlust verkauft wurden. Hier wollte ein Anleger, der viel Geld verloren hatte, diesen steuerlich anerkennen lassen. Da aber bereits die einjährige Spekulationsfrist verstrichen war, lehnte das Finanzamt ab. Zu Recht, entschied der BFH. Bei Argentinien-Anleihen seien anders als bei Dax-Zertifikaten – steuerpflichtige – Zinserträge und – nicht steuerbare – Kursentwicklung „rechnerisch eindeutig abgrenzbar und bestimmbar“. Somit habe sich der Verlust auf der privaten Vermögensebene vollzogen und bleibe damit steuerlich ohne Konsequenzen.  

Schließlich urteilte der BFH noch, dass Kapitalverluste aus dem vorzeitigen Verkauf von Gleitzins-Schuldverschreibungen ebenfalls nicht steuerbar sind. Diese hätten von vornherein eine zugesagte Rendite, die mit Sicherheit auch erzielt werden kann, wenn das Wertpapier bis zur Einlösung bzw. Endfälligkeit gehalten werde. Diese sog. Emissionsrendite sei als Einnahme aus Kapitalvermögen steuerpflichtig. Der Anleger könne nicht wählen, ob er im Einzelfall die für ihn günstigere Marktrendite ansetzen möchte.  

Hinweis:

Die Urteile des BFH gelten nicht pauschal für alle Index-Zertifikate oder sonstige Finanzinnovationen. Vielmehr müssen im Einzelfall die konkreten Ausgestaltungen geprüft werden. Wenden Sie sich an uns, wenn Sie Fragen haben. Wir helfen Ihnen gerne!

Quelle: BFH-Urteile vom 13. Dezember 2006, VIII R 79/03 und VIII R 62/04, LEXinform Nr. 5004008 und 5004007; BFH-Urteil vom 20. November 2006, VIII R 97/02, LEXinform Nr. 5004009; BFH-Pressemitteilungen vom 7. Februar 2007, Nr. 14/07 und 15/07, LEXinform Nr. 0173114 und 0173115; BFH-Urteil vom 11. Juli 2006, VIII R 67/04, LEXinform Nr. 5003831

9. Gutachten für Pflegeversicherung nicht umsatzsteuerfrei

Dass die Leistungen eines Arztes von der Umsatzsteuer befreit sind, gilt nicht uneingeschränkt. Das belegen verschiedene Urteile des Europäischen Gerichtshofes, die nur solche Leistungen von der Umsatzsteuer befreien, die einen therapeutischen Zweck verfolgen. Die Unterscheidung, welche Leistungen mit einer heilberuflichen Behandlung im Zusammenhang stehen, ist zum Teil schwierig. Oftmals schafft erst ein gerichtliches Urteil Klarheit, wie in einem vor dem Hessischen Finanzgericht verhandelten Fall:

Ein Arzt für Allgemeinmedizin erstellte neben seiner Praxistätigkeit auch Gutachten zur Einstufung pflegebedürftiger Menschen für Zwecke der Pflegeversicherung. Der Arzt gab keine Umsatzsteuererklärung ab, denn er ging davon aus, dass seine gesamte Tätigkeit umsatzsteuerfrei sei. Als dann später das Finanzamt eine Betriebsprüfung durchführte, entdeckte es die Umsätze aus der Gutachtertätigkeit und unterwarf sie der Umsatzsteuer. Schließlich musste sich das Finanzgericht mit der Angelegenheit befassen und gab dem Finanzamt Recht. Sofern der Gegenstand des Gutachtens nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit einer heilberuflichen Behandlung stehe, ist die Gutachtenerstellung nicht steuerfrei.

Hinweis:

Bestehen Unklarheiten, welche ärztlichen Leistungen umsatzsteuerpflichtig oder davon befreit sind, sprechen Sie uns an! Wir beraten Sie gerne.

Quelle: Hessisches Finanzgericht, Urteil vom 30. Juni 2006, 6 K 1521/05, LEXinform Nr. 5003586

10. Umsatzsteuersatz auf Wasserlieferungen

Wasserlieferungen unterliegen generell dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %. Handelt es sich dabei aber bspw. um Trinkwasser, das „in zur Abgabe an den Verbraucher bestimmten Fertigpackungen in den Verkehr gebracht wird“, muss darauf der Regelsteuersatz von derzeit 19 % angewandt werden. So sieht es die gesetzliche Regelung vor. Mineralwasser in handelsüblichen Flaschen unterliegt daher dem Regelsteuersatz. In einem von dem BFH entschiedenen Fall verkaufte und vermietete ein Unternehmer Trinkwasser-Spender mit aufgesetzter 22,5 l-Gallone aus Kunststoff. Den Gallonen kann mit Hilfe eines Hahns Trinkwasser in Einwegbecher entnommen werden. Der Unternehmer wendete auf die Lieferung der Wasserkanister den ermäßigten Steuersatz von 7 % an. Die Vermietung bzw. den Verkauf der Spendergeräte versteuerte er mit dem Regelsteuersatz. Das Finanzamt hingegen wollte die Wasserlieferung dem vollen Steuersatz unterwerfen. Der dagegen gerichteten Klage gab das Finanzgericht statt, denn es handele sich dabei nicht um Trinkwasser, dass in einer für den Verbraucher bestimmten Fertigpackung geliefert wurde. Großbehältnisse erfüllen nicht die Anforderungen an eine Fertigpackung, da nur Nennfüllmengen bis 2 Liter in den Verkehr gebracht werden dürfen, so das Finanzgericht.

Schließlich musste der BFH über die Angelegenheit entscheiden. Er entschied in seinem Urteil, dass die Lieferung von Trinkwasser in Gallonen dem Regelsteuersatz unterliege. Dabei komme es nicht auf das Fassungsvermögen der Gallonen an. Vielmehr begründete er seine Entscheidung damit, dass der Gesetzgeber mit seiner Regelung erreichen wollte, alle Erfrischungsgetränke gleichmäßig zu besteuern, d.h. mit dem Regelsteuersatz.  

Quelle: BFH-Urteil vom 24. August 2006, V R 17/04, BFH/ NV 2007 S. 171

11. Steuersatz für Umsätze eines Imbisswagens

In einem weiteren durch den BFH entschiedenen Fall ging es ebenfalls um die Anwendung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes. Diesmal ging es um die Abgabe von Speisen und Getränken aus einem Imbisswagen. Gesetzlich geregelt ist, dass die bloße Abgabe von fertig zubereiteten Speisen ermäßigt mit 7 % zu versteuern ist. Überwiegt bei der Speisenabgabe aus der Sicht des Durchschnittsverbrauchers das Dienstleistungselement, muss der Regelsteuersatz angewandt werden, der seit dem 1.1.2007 19 % beträgt. 

Geklagt hatte ein Imbisswagenbetreiber, der seinen Wagen auf Karnevals- und Kirmesveranstaltungen, Jahr- und Weihnachtsmärkten einsetzte. Der Wagen verfügte über eine überdachte Theke, an der die Kunden die zubereiteten Speisen, wie etwa Backfisch und Bockwurst mit Brötchen, in Einweg-Geschirr und -Besteck verzehren konnten. Der Unternehmer führte auf seine Umsätze 7 % Umsatzsteuer ab. Das Finanzamt war der Meinung, dass 85 % seiner Umsätze dem Regelsteuersatz unterlägen, da es davon ausging, dass in Höhe dieses Anteils die Kunden die Speisen an Ort und Stelle, d.h. am Imbisswagen, verzehren würden. Denn es handele sich bei den vom Kläger verkauften Speisen 
überwiegend um nicht verpackte, verzehrfertige Lebensmittel. Lediglich 15 % der Umsätze könnten mit dem ermäßigten Steuersatz versteuert werden, da wohl dieser Anteil von den Kunden nicht an Ort und Stelle verzehrt werde.

Der BFH hatte sich bereits in jüngster Vergangenheit damit befasst, welcher Steuersatz bei verschiedenen Formen von Speisenabgaben, wie etwa in Schulküchen oder bei „Essen auf Rädern“, anzuwenden ist. Auch in diesem Urteil ging er davon aus, dass die Speisenabgabe als Dienstleistung dem Regelsteuersatz unterliege, wenn aus der Sicht des Verbrauchers das Dienstleistungselement überwiege. Ob nun eine Dienstleistung oder eine ermäßigt zu besteuernde bloße Lieferung von fertigen Speisen vorliege, müsse im Einzelfall abgewägt werden. Wie der Unternehmer die Speisen an den Kunden darreiche, ob mit Einweggeschirr oder „zum Mitnehmen“, sei nicht ausschlaggebend. Vielmehr komme es darauf an, wie sich der Großteil der Kunden verhalte: verzehrt er die Speisen an Ort und Stelle, so handelt es sich um eine Dienstleistung, die mit dem umsatzsteuerlichen Regelsteuersatz unterliegt. Ansonsten liege eine ermäßigt zu versteuernde Lieferung vor.         

Hinweis:

In einem weiteren Urteil entschied der BFH, dass die Umsätze eines Studentenwerkes aus der Abgabe von Mahlzeiten an Studenten steuerfrei sind, auch wenn der Mensabetrieb weniger als 2/3 seiner Leistungen an Studenten erbracht habe. Das betroffene Studentenwerk belieferte auch Schulen mit Speisen, ebenso wie es auch Speisen an Hochschulbedienstete abgab. Hier greife eine Steuerbefreiungsnorm, die eng mit dem Hochschulbetrieb verbundene Leistungen an Studenten von der Umsatzsteuer befreie, so die Ansicht des BFH. 

Die Abgrenzung, ob eine begünstigte Speisenlieferung vorliegt oder es sich um eine Dienstleistung handelt, kann schwierig sein und muss zum Teil anhand der individuellen Gegebenheiten geprüft werden. Lassen Sie sich daher von uns beraten. 

Quelle: BFH-Urteil vom 26. Oktober 2006, V R 58, 59/04, BFH/NV 2007 S. 374; BFH-Urteil vom 28. September 2006, V R 57/04, BFH/NV 2007 S. 371

12. Rentenversicherungsbeiträge nur beschränkt abziehbar

Bereits Anfang des Jahres 2006 entschied der BFH, dass die ab 2005 geleisteten Rentenversicherungsbeiträge zu Recht nur beschränkt steuerlich absetzbar sind. Nun urteilte der BFH, dass dies auch für Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung gelte, die vor 2005 geleistet wurden.

Hintergrund für das anhängige Verfahren war die Einführung des Alterseinkünftegesetzes ab dem 1.1.2005. Ab diesem Zeitpunkt werden Alterseinkünfte – vor allem Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung – mit dem Besteuerungsanteil und nicht mehr wie früher mit dem Ertragsanteil besteuert. Der Ertragsanteil war vom Renteneintrittsalter des Bezugsberechtigten abhängig und lag bei Altersrenten in der Regel zwischen 25 und 32 %. Der Besteuerungsanteil hingegen ist unabhängig vom Renteneintrittsalter. Er beträgt für alle Renten, die im Jahr 2005 bereits ausgezahlt werden oder mit deren Auszahlung in diesem Jahr begonnen wird, 50 % und steigt für jeden neu hinzukommenden Rentnerjahrgang um 2 Prozentpunkte an. Steuerpflichtige, die im Jahr 2040 in Rente gehen, müssen diese in voller Höhe versteuern. Wegen dieser Regelung fühlten sich nicht wenige Steuerpflichtiger in ihren Rechten verletzt. Im verhandelten Fall war der Steuerpflichtige der Ansicht, die Rentenversicherungsbeiträge müssten in voller Höhe als vorweggenommene Werbungskosten abziehbar sein. Nach aktueller Gesetzeslage sind die Beiträge nur als Sonderausgaben beschränkt abziehbar, wenn auch ab dem Jahr 2005 diese Vorsorgeaufwendungen zu 60 % abziehbar sind und sich der Prozentsatz jährlich um 2 % erhöht. Der Steuerpflichtige machte geltend, dass wegen der Umstellung von der Ertragsanteilsbesteuerung auf die sog. nachgelagerte Besteuerung auch die vor 2005 geleisteten Beiträge ihre Rechtsnatur geändert hätten und jetzt unbegrenzt als Werbungskosten abziehbar seien. 

Dieser Ansicht erteilt der BFH nun eine Absage. Allein durch das Alterseinkünftegesetz seien die Vorsorgeaufwendungen nicht zu vorweggenommenen Werbungskosten geworden. Das bis zum Ablauf des Veranlagungszeitraums 2004 gültige Recht der Vorsorgeaufwendungen gelte mithin fort. 

Hinweis:

Die Regelungen des Alterseinkünftegesetzes sind umstritten. Einkommensteuerbescheide enthalten daher einen Vorläufigkeitsvermerk, da noch nicht abschließend geklärt ist, ob Sonderausgaben nur beschränkt abziehbar sind. 

Quelle: BFH-Urteil vom 8. November 2006, X R 45/02, LEXinform Nr. 5003903; BFH-Pressemitteilung vom 17. Januar 2007, Nr. 8/07, 
LEXinform Nr. 0173056

13. Verlustausgleichsbeschränkung bei privaten Veräußerungsgeschäften verfassungsgemäß

Verluste aus privaten Veräußerungsgeschäften, wie z.B. aus dem Verkauf von Aktien, können nicht mit anderen positiven Einkünften ausgeglichen werden. Wie der BFH kürzlich entschied, ist diese Regelung verfassungskonform. Möglich ist jedoch der Ausgleich mit Gewinnen aus privaten Veräußerungsgeschäften des Vorjahres oder eine Verrechnung in den Folgejahren. 

Geklagt hatte ein Gewerbetreibender, der seine Aktiengeschäfte zunächst im privaten Bereich erfasste. Als er daraus im Jahr 2000 einen Verlust erlitt, wollte er diesen mit seinen gewerblichen Einkünften verrechnen. Dazu erfasste er die betreffenden Aktien erstmalig in diesem Jahr in seiner Bilanz und vertrat gegenüber dem Finanzamt die Auffassung, er habe diese aus betrieblichen Gründen angeschafft, um damit planmäßig Liquiditätsreserven profitabel anzulegen. Das Finanzgericht wies die Klage des Steuerpflichtigen ab, denn nach ständiger Rechtsprechung müssen Aktien, die aus diesen Gründen angeschafft werden, bereits bei Erwerb dem Betriebsvermögen zugeordnet werden und dies muss auch aus der Buchhaltung hervorgehen. Wird die Zuordnungsentscheidung erst im Rahmen der Bilanzaufstellung zum Ausdruck gebracht, ist das zu spät. Der Steuerpflichtige klagte daraufhin vor dem BFH, dass die Verlustausgleichsbeschränkung für private Veräußerungsgeschäfte verfassungswidrig sei. 

Der BFH hingegen erachtet diese Beschränkung als verfassungsgemäß und bestätigte damit die Auffassung zahlreicher Finanzgerichte, die ohne weitere Begründung die Verfassungsmäßigkeit angenommen hatten. Die Beschränkung führe nicht zu einer Ungleichbehandlung gegenüber anderen Einkunftsarten, denn der Gesetzgeber unterwerfe nur die innerhalb der Spekulationsfrist entstandenen Gewinne und Verluste der Besteuerung. Damit könne der jeweilige Steuerpflichtige – anders als bei anderen Einkunftsarten – durch die Wahl des Veräußerungszeitpunkts Gewinne nach einem Jahr Haltedauer steuerfrei vereinnahmen und nur Verluste steuermindernd geltend machen. Diese Dispositionsmöglichkeit sei eine Besonderheit dieser Einkunftsart, durch die auch die Verlustausgleichsbeschränkung gerechtfertigt werde. 

Hinweis:

Ab 2009 soll die sog. Abgeltungssteuer in Höhe von 25 % eingeführt werden. Sie besteuert nicht nur Gewinnausschüttungen sondern auch Gewinne aus Aktienverkäufen unabhängig von ihrer Haltedauer. Betroffen sind alle Aktien bzw. andere Kapitalanlagen, die nach dem 31.12.2008 erworben werden. Wertpapiere, deren Kaufdatum vor dieser Grenze liegt, können wie bisher nach einem Jahr steuerfrei veräußert werden. Die Frage der künftigen Verlustverrechnung ist noch nicht genau geklärt. Zumindest scheint es sicher, dass Verluste mit anderen Gewinnen, die mit der Abgeltungssteuer belegt werden, verrechnet werden können, wie etwa mit Dividendeneinkünften. 

Quelle: BFH-Urteil vom 18. Oktober 2006, IX R 28/05, BFH/NV 2007 S. 327; BFH-Pressemitteilung vom 28. Dezember 2006, Nr. 77/06, 
LEXinform Nr. 0173031

14.         1 %-Regelung nicht durch angemessenes Nutzungsentgelt vermeidbar

Wer seinen Firmenwagen auch zu Privatfahrten nutzen darf, muss den sich daraus ergebenden geldwerten Vorteil als Arbeitslohn versteuern. Für die Bemessung des geldwerten Vorteils steht entweder die pauschale 1 %-Methode zur Verfügung oder der Arbeitnehmer führt ein Fahrtenbuch, woraus sich der tatsächliche Anteil der Privatnutzung ermitteln lässt. Gilt diese Regelung aber auch, wenn der Arbeitnehmer an seinen Dienstherrn eine Nutzungspauschale pro gefahrenen Privat-Kilometer entrichten muss?

Mit diesem Fall hat sich kürzlich der BFH auseinandergesetzt. Dabei ging es um einen Steuerpflichtigen, der sein Dienstfahrzeug auch für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nutzen durfte. Für diese Fahrten musste er an seinen Arbeitgeber allerdings eine Pauschale von ca. 40 Cent je gefahrenen Kilometer zahlen. Gleiches galt für etwaige Privatfahrten, die der Steuerpflichtige sich gesondert genehmigen lassen musste. Ein zusätzlicher geldwerter Vorteil wurde nicht versteuert. Bei einer späteren Betriebsprüfung monierte das Finanzamt diese Vorgehensweise und ließ die 1 %-Regelung zur Anwendung kommen. Denn schließlich sei neben der Nutzung für Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte auch eine weitere Privatnutzung möglich gewesen, die durch entsprechende organisatorische Maßnahmen nicht ausgeschlossen wurde. Der BFH schloss sich schließlich der Vorgehensweise des Finanzamtes an. Da kein Fahrtenbuch vorgelegen habe, sei der geldwerte Vorteil in Höhe von 
einem Prozent des Wagenneupreises zu versteuern. Die Zahlung des Nutzungsentgelts an den Arbeitgeber vermeide diesen Ansatz nicht, selbst wenn sich dieses an angemessenen Durchschnittssätzen 
orientiere. Allerdings sei die vom Arbeitnehmer vereinbarungsgemäß gezahlte Vergütung von dem mittels der 1 %-Methode ermittelten Wert abzuziehen. Denn insoweit fehle es an einer Bereicherung des Arbeitnehmers.

Quelle: BFH-Urteil vom 7. November 2006, VI R 95/04, BFH/NV 2007 S. 329; BFH-Pressemitteilung vom 10. Januar 2007, Nr. 1/07, LEXinform Nr. 0173038

15. Informantenschutz bei Steuerhinterziehung

Wenn das Finanzamt Steuerhinterziehung vermutet, liegt das nicht selten an einem Anzeigeerstatter, der aus dem Umfeld des Steuerpflichtigen stammt, wie etwa aus Konkurrenzunternehmen, ehemaligen Mitarbeitern oder dem familiären Umfeld. Oftmals will der angezeigte Steuerbürger wissen, wer die Information an die Behörden gegeben hat. Darf das Finanzamt in einem solchen Fall die Identität des Anzeigeerstatters geheim halten? Wie der BFH nun entschied, muss sie das regelmäßig tun, wenn der Informant im Wesentlichen die Wahrheit berichtet hat. 

Dennoch muss im Einzelfall über eine Preisgabe des Namens genau abgewägt werden: das gebiete zum einen das Persönlichkeitsrecht des Steuerbürgers. Auf der anderen Seite stehe das Steuergeheimnis, dessen Zweck die möglichst vollständige Erschließung der Steuerquellen sei. Etwas anderes gelte, wenn der Informant die Unwahrheit gesagt habe: dann sprechen weder das Steuergeheimnis noch das Persönlichkeitsrecht des Informanten dagegen, dass das Finanzamt die Identität des Informanten – 
oder was davon bekannt ist – geheim hält. Dann nämlich müsse sich der Informant wegen Verleumdung verantworten. Bei dieser Abwägung spiele auch das seit 2005 in Kraft getretene Informationsfreiheitsgesetz keine Rolle, da im Bereich des Steuerrechts das Steuergeheimnis nach der Abgabenordnung vorrangig sei. 

Im Urteilsfall wollte ein wegen Steuerhinterziehung verurteilter Steuerpflichtiger beim Finanzamt Akteneinsicht beantragen, um dabei zu erfahren, wer ihn wegen Steuerhinterziehung angezeigt hatte. Zu Recht wurde ihm das durch das Finanzamt verweigert, wie schließlich der BFH entschied. Grundsätzlich habe ein Steuerpflichtiger ein gewisses Recht auf Akteneinsicht, allerdings ohne dabei Hinweise auf den Informanten zu erhalten. 

Hinweis:

Ob das Finanzamt zu Recht die Identität des Anzeigeerstatters preis gibt oder nicht, entscheidet ausschließlich der BFH und nicht mehr wie früher das jeweils zuständige Finanzgericht.  

Quelle: BFH-Beschluss vom 7. Dezember 2006, V B 163/05, LEXinform Nr. 5003927, BFH-Pressemitteilung vom 24. Januar 2007, Nr. 9/2007, LEXinform Nr. 0173075

16. Grunderwerbsteuer bleibt fast überall auf gleichem Niveau

Im Zuge der Föderalismusreform wurde den Bundesländern das Recht zugestanden, die Höhe des Grunderwerbsteuersatzes selbst festzulegen. Grunderwerbsteuer fällt immer dann an, wenn Immobilien übertragen werden. Von der Steuer befreit sind bspw. Grundstücksübertragungen infolge eines Erbfalls, zwischen Ehegatten oder von den Eltern auf die Kinder. 

Der Steuersatz betrug seit 1997 einheitlich 3,5 % des Grundstückswerts. Bislang fand jedoch nur in Berlin eine Anhebung des Satzes auf 4,5 % mit Wirkung auf den 1.1.2007 statt. 

Beispiel:

Beim Kauf eines in Berlin belegenen Einfamilienhauses im Wert von 400.000 € mussten bisher 14.000 € Grunderwerbsteuer gezahlt werden. Bei Käufen nach dem 1.1.2007 erhöht sich die Grunderwerbsteuer um ganze 4.000 € auf 18.000 €.

Wie aus den Medien zu erfahren war, wollen die anderen Bundesländer den bisherigen Satz zunächst beibehalten. Trotz der potentiellen Mehreinnahmen habe man in einigen Bundesländern eine Erhöhung nicht mal ernsthaft diskutiert. 

Hinweis:

Wird die Grunderwerbsteuer auch nur um einen Prozentpunkt erhöht, macht sich das bei Grundstückskäufen bereits bemerkbar. Achten Sie künftig darauf, Kaufpreisbestandteile im Kaufvertrag separat auszuweisen, die nicht das Grundstück selbst betreffen. Dazu zählt bspw. der nicht grunderwerbsteuerpflichtige Kaufpreisanteil für Inventar und andere Einrichtungsgegenstände. 

17. Kindergeld: Beiträge zur privaten Krankenversicherung abziehbar

Eltern von volljährigen Kindern erhalten nur dann Kindergeld, wenn sich diese z.B. noch in einer Ausbildung befinden und maximal 7.680 € verdienen. Übersteigt das maßgebliche Einkommen auch nur um einen Euro diese Grenze, erlischt der Kindergeldanspruch in voller Höhe. Bei der Berechnung der Einkünfte und Bezüge sind neben den Werbungskosten auch die vom Arbeitgeber abgeführten Sozialversicherungsbeiträge abzuziehen, wie das Bundesverfassungsgericht entschied. Unklar war bisher die Abzugsfähigkeit von Beiträgen zu einer privaten bzw. zu einer freiwilligen gesetzlichen Krankenversicherung. 

Die Familienkassen gingen nicht von einer Abzugsfähigkeit aus und auch an den Finanzgerichten herrschte Uneinigkeit. Zum Teil wurde die Meinung vertreten, dass es keine Rolle spiele, ob die Beiträge zur gesetzlichen oder privaten Krankenversicherung geleistet würden. Beide Arten von Beiträgen hätten die gleiche Funktion und eine Krankenversicherung sei existentiell notwendig. Andererseits vertraten einige Finanzgerichte die Ansicht, dass sich diese Arten von Krankenversicherungsbeiträgen erheblich von den Pflichtbeiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung unterscheiden würden. Das Bundesverfassungsgericht habe nur hinsichtlich der Pflichtbeiträge entschieden. Die Beiträge für eine private Krankenversicherung würden nämlich nicht vom Arbeitgeber einbehalten und abgeführt. Das Geld gelange zunächst in den Verfügungsbereich des Kindes, das dann über die Verwendung frei entscheiden könne. Bei den Aufwendungen fehle es somit an der Zwangsläufigkeit.  

Inzwischen hat sich der BFH in zwei Fällen positiv zur Abzugsfähigkeit solcher Beiträge geäußert. Im ersten Fall ging es um ein Kind, das sich als Beamtenanwärter in Ausbildung befand und freiwilliges Mitglied in der gesetzlichen Krankenkasse war. Das andere Kind war Referendar und entrichtete Beiträge an eine private Krankenversicherung. Der BFH hält die Aufwendungen des Kindes für eine (Mindest-) Vorsorge für den Krankheitsfall als unvermeidbar. Diese Aufwendungen würden ebenso wenig wie die gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge zur Bestreitung des Lebensunterhaltes zur Verfügung stehen und können deshalb nicht zu einer finanziellen Entlastung der unterhaltsverpflichteten Eltern führen.

Hinweis:

Allerdings machte der BFH auch eine Einschränkung: die Kosten für eine private Krankenversicherung sind nur in Höhe des Versicherungstarifs für eine (Mindest-) Versorgung unvermeidbar und damit abziehbar. Beitragsleistungen für Luxusbehandlungen können nicht geltend gemacht werden. 

Quelle: BFH-Urteil vom 16. November 2006, III R 74/05, LEXinform Nr. 5003909; BFH-Urteil vom 14. Dezember 2006, III R 24/06, LEXinform Nr. 5003907; BFH-Pressemitteilung vom 17. Januar 2007, Nr. 7/07, LEXinform Nr. 0172055

18. BAföG-Rückzahlung steuerlich nicht begünstigt

Wird ein BAföG-Darlehen zurückgezahlt, können die Raten steuerlich nicht geltend gemacht werden. Nach ständiger Rechtsprechung sind die Zahlungen weder als Werbungskosten, Sonderausgaben oder außergewöhnliche Belastungen berücksichtigungsfähig. Die Verwendung der Darlehensmittel für den Lebensunterhalt sei nicht als Werbungskosten, sondern als Kosten der Lebensführung anzusehen. Wegen fehlender Zwangsläufigkeit sei auch kein Grund für den Abzug als außergewöhnliche Belastung gegeben. Dies entschied zuletzt das Hessische Finanzgericht.

Nun ist die Angelegenheit jedoch vor dem Bundesfinanzhof anhängig. Wer mit der steuerlichen Nichtanerkennung nicht einverstanden ist, kann gegen seinen Steuerbescheid Einspruch einlegen und mit Hinweis auf das anhängige Verfahren (Az. VI R 41/05) diesen bis zur endgültigen Entscheidung ruhen lassen. 

Hinweis:

Als Werbungskosten abziehbar sind jedoch die Zinsen für ein Ausbildungsdarlehen, soweit sie im entsprechenden Veranlagungszeitraum gezahlt wurden.

Quelle: Hessisches Finanzgericht, Urteil vom 9. Juli 2003, 5 K 4256/02, Revision eingelegt (Az. des BFH: VI R 41/05), LEXinform Nr. 5001412

19. Elterngeld: Steuerklassenwechsel für mehr Elterngeld?

Das Elterngeld gibt es für ab dem 1.1.2007 geborene Kinder. Es beträgt 67 % des in den letzten 12 Monaten vor der Geburt des Kindes durchschnittlich erzielten Nettoeinkommens. Mindestens werden 300 € gezahlt, maximal 1.800 €. 

Bei Arbeitnehmern wird als Bemessungsgrundlage der laufende Arbeitslohn ohne sonstige Bezüge herangezogen und um folgende Beträge gekürzt:

· darauf entfallende Steuern (Lohnsteuer, Kirchensteuer, Soli-Zuschlag),

· Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung (gesetzlicher Anteil der beschäftigten Person),

· ein Zwölftel des Arbeitnehmer-Pauschbetrags.

Der Nachweis erfolgt durch die monatlichen Gehaltsbescheinigungen des Arbeitgebers. 

Arbeitnehmer-Ehepaare können zwischen verschiedenen Kombinationen der Lohnsteuerklassen wählen. Möglich ist die Wahl der Steuerklassen III/V oder beide sind in der Lohnsteuerklasse IV eingereiht. Da nach der Geburt des Kindes häufig derjenige die Erwerbstätigkeit vorübergehend einstellt, der den geringeren Arbeitslohn bezieht und dieser oft in der Lohnsteuerklasse V eingruppiert ist, stellt sich die Frage, inwieweit ein Wechsel der Lohnsteuerklasse möglich ist bzw. zur Erzielung eines höheren Elterngeldes sinnvoll bzw. akzeptiert wird. 

Würde sich bspw. die Ehefrau bereits vor Beginn des maßgeblichen 12-Monat-Zeitraums in eine günstigere Lohnsteuerklasse einreihen, verfügt sie durch den Wechsel über höhere Nettoeinnahmen, die schließlich zu einem höheren Elterngeld führen. 

Eine rückwirkende Änderung der Steuerklassen kommt nicht in Betracht. Arbeitnehmerehegatten können einmal im Laufe eines Kalenderjahres, spätestens bis 30.11., einen Lohnsteuerklassenwechsel beantragen. Die Änderung wirkt ab dem Beginn des auf die Antragstellung folgenden Kalendermonats. 

Doch wird dieser Wechsel auch von der zuständigen Elterngeldstelle anerkannt? Das zuständige Bundesministerium erkennt einen Wechsel nämlich dann nicht an, wenn er rechtsmissbräuchlich erfolgt und nur die Funktion hat, den Anspruch auf Elterngeld zu erhöhen. Als rechtsmissbräuchlich wird bspw. angesehen, wenn der wesentlich schlechter verdienende Elternteil vor der Geburt von der Steuerklasse V in die Steuerklasse III wechselt, obwohl dies ohne Berücksichtigung des Elterngeldes nachteilig wäre. In Ordnung sei dagegen der Wechsel in die Steuerklasse IV, denn kein Ehepartner sei verpflichtet, die mit der Wahl der Lohnsteuerklasse V verbundenen – wenn auch nur vorübergehenden – Nachteile beim Lohnsteuerabzug zu übernehmen.    

Hinweis:

Eine weitere Alternative für ein höheres Elterngeld bietet sich in der rechtzeitigen Eintragung eines Freibetrags in der Lohnsteuerkarte. Dadurch wird das Nettoeinkommen und damit auch das Elterngeld erhöht. 

Quelle: OFD-Rheinland, Verfügung vom 3. November 2006, S 2361 0005 St 215, DB 2006 S. 2492; Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, www.bmfsj.de









































































































